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iand zwingend entgegensteht. So sieht es auch Gärditz. Ein rechtsstaatliches straf-

recht veriJnge nur eine Orientierung an der jeweiLigen Rechtsordnung, die, territorial

durch die staat]iche Zwangsgewalt vermittelt, auch die geselischaftlichen Rahmen-

bedrngungen präge. ,,Ist bereits die vorgefundene Rechtsordnung pervertled' zum

bloßen Derivat totaiitärer Willkür- und Gewaltherrschaft degeneriert, vermag )ibe-

ral-rechtsstaatliches Strafrecht im klassischen Sinne nichts Substantielles mehr aus-

zur ichten, ,  (s.  419).  Ob man s ich damit  zufr ieden gebe oder ern Mehr an Strafrecht

wolle, sei eine verfassungspolitische Frage, die auch als solche entschieden t'erden

sollte. Ohne eine Ergänzung des Art 103 Abs 2 GG nach dem Vorbild von Aft' 7

Abs. 2 E\{RK und Art. 15 Aüs. 2 lpbürgR könne weltrechtspftege deshalb ,,über eine

besondere Variante stellvertretender Strafrechtspflege nicht hinausgreifen" (418),

könnten bundesdeutsche Gerichte also lediglich den Tatortstaat Vertleten, nicht aber

die Weltgemeinschaft als ganze repräsentleren'

In seinem rechtspolitischen Ausblick geht Gärditz noch einen schritt weiter' I)ie

bestehenclen Probleme sollten' so fordert er, zum Anlass genommen werden' noch-

ma}s grundsätzlich ,,übel Sinn und Unsinn universe]ler Strafverfolgung und nlcht

zuletzl ihre praktischen Grenzen als Instrument der Konfliktbe'"vältigung nach-

zudenken . . (S ' 422 ) .V ie l essp recheda fü r , d i eAu fgabee ine rVe r fo l gungschwerw le -
gender Verbrechen nach völkerstrafrecht allein internationaien Strafgerichten zu

überlassen. In der 'Iat: Ein Belang der internationalen Gemeinschaft wird am iiber-

zeugendsten durch das Handeln internationaler Institutionen ver-wirklicht. Das Be-

helisregime des proaktrven Menschenrechtsschutzes kraft einzelstaatlicher Welt-

rechtspllege hat serne Legitimationsgrundlage eingebüßt. Gärditz hat ihm einen bril-

] an tenAbgesanggew idme t 'Möch tend ievon lh reme igenenAk t i v l smusgeb lende ten
deutschen Rechtspolitrker seinen Ausführungen GehÖr schenken!

Michael Pawlik, Regensburg

HaLler Helko Alexander, Die Verrechnung von Vor- und Nachteilen im Rahmen von

Art. 3 Abs. 1 GG. Eine Untersuchung zur Kompensation Von Grundrechtseingriffen

(Schr i f ten zum Öffent l ichen Recht,  1053).  Ber l in 200?, Duncker & Humblot  403 S

Eine der ursachen der Kompiexität mod.erner Rechtssysteme liegt ln den mannig-

faltigen Interdependenzen zwischen verschiedenen Rechtsgebleten und Normgrup-

p"r.."Hi"rru trllgt auch die Kompromisshaftigkeit gegenwärliger Gesetzgebung bei'

äer es häufig nicht gelingt, Probllme dort zu lösen, wo ihre Ursachen liegen, sondern

Kompensati-on auf anderem Gebiet ln Aussicht stelit. Bringt der Bürger eine einzelne

ihn belastende oder benachteiiigende Norm vor das Bundesverfassungsgericht, ergibt

s i c h h l e r a u s d i e F r a g e , o b d i e v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e W ü r d i g u n g n u r d i e e i n z e ] n e
Norm in den Blick nehmen muss bzw. darf oder ob die Norm in einem größeren Kon-

text gewürdigt werden muss. Kann sich der Einzelne darauf berufen, dass ihm hier

gurroil-"., ..lird, .venn ihm dort gegeben wird? Und wo sind die Grenzen zu ziehen'

ivenn die strikt einzelnorrnbezogene Beirachtung verlassen wird?

Obgleich keineswegs ein Randphänomen, ist die Bedeutung kompensierender Vor-

teile im Rahmen von A]t. 3 Abs. 1 GG bisher weitgehend unerforscht. Eine allgemei-

ne Annäherung an den Gegenstand der Kompensation, jedoch ohne gleichheitsrecht-

liche Vertiefung, findet sich lediglich in der Habilitationsschrift von Voßkuhle. l)rese

Lücke versucht dre vorliegende Arbeit von HaLLer zu schließen Als zentrale Aufgabe

b e n e n n t d e r A u t o r d a b e i d i e E i n o r d n u n g d e s K o m p e n s a t i o n s g e d a n k e n s i n d e n
P r ü f u n g s a u f b a u v o n A r t ' 3 A b s ' i G G ( $ 1 , S . 3 0 ) . E n t f ä l l t a u f g r u n d d e s a n a n d e r e r
Stel leg-ewährtenVorte i ]sberei tsdieBenachtei l igungoder istd ieKompensat ione}.st
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auf der Rechtfertigungsebene zu berücksichtrgen? Ferner sollen Kriterien der Zuläs-
sigkeit der Kompensationsbetrachtung ermittelt werden.

Tn besonderer Weise s le l l t  s . ich die Frage der Kompensat ion aut  dem Gebiet  des
Steuer- und Sozialversicherungsrechts. Dies Iiegt nicht nur an der mathematlschen
Verrechenbarkeit von Geldlelstungsansprüchen (S. 2B), sondern auch daran, dass der
Belastung mit Steuern, obwohi per definitionem nach $ 3 Abs. 1 AO gegenieistungs-
los elhoben, staat l iche Leistungen gegenüberstehen. Wie der Verfasser jedoch zutre l -
{end berei ts in der Ein le i tung deut l ich macht,  beschränken s ich Kompensat ionen
keineswegs auf Bereiche des öffentlichen Schuldrechts, sondern zrehen sich außer
durch Zivil- und Strafrecht durch das gesamte öffentliche Recht. Im Rahmen der in-
haltiichen Klärung des Begriffs der Kompensation ($ 2) legt der Verfasser dar, dass
der Gedanke der Kompensation in nahezu allen Rechtsgebieten anzutreffen ist, so
etwa rm arbeitsrechtlichen Günstigkeitsprinzip, im Rahmen kooperativen Ver-wal-
tungshandels sowie im Naturschutz- und Umweltrecht oder zum Ausgleich von
Kompetenzverlusten im föderalen System.

Die Analyse der Gemeinsamkeiten der verschiedenen Kompensationsfiguren er-
laubt dem Verfasser eine erste Annäherung an die Struktur der Kompensation
(S .63  t r . ) .  E r  un te r sche ide t  zw i schen  de r  Kompensa t i ons lage  und  de r  Kompensa t i -
onszulässigkei t .  Die Kompensat ionslage setze s ich zusammen aus einem anhand ei-
nes normativen Bezugspunktes zu ermittelnden defizitären Rechtszustand (Nachteil)
und einem Kompensationsmittel (Vorteil). Sodann sei die Zulässigkeit der Kompen,
sa t i on  zu  p rü fen ,  r ndem de f i z i t ä re r  RechLszus rand  und  Kompensa t i onsm i t t e l  e i ne r
wertenden Gesamtbetrachtung zugeführt werden. Beide Maßnahmen müssten in ei-
nem inneren Zusammenhang stehen, Vor- und Nachteile dürfen also nicht beliebig
zusammengezogen werden. Schließlich müssten beide Maßnahmen äquivalent sein.

Bedeutung erlangt der Kompensationsgedanke als Instrument der Flexibilisierung
von Interessenkonfllkten. Dies belegt der Verfasser frelheitsrechtlich anhand der
Kompensation von Ernschränkungen des Eigentumsrechts (Aufopferung, Enteig-
nungsentschädigung, ausglerchspflichtige Inhalts- und Schrankenbestimmungen,
en te i gnungsg le i che  und  en le i gnende  E ing r i f f e ) .  Den  Bezug  zum C le i chhe i r ssa t z  s l e l l 1
er dahingehend her, dass sämtliche eigentumsrechtlichen Kompensatlonstatbestände
das Ziel des Ausgleichs einer unverhältnismäßigen Sonderlast verfolgen (S. 85 tr.).
Daber sei die Kompensation jedoch subsidiäres Mittel, ultima ratio, ,,Notkom-
petenz". Vorrangig müsse der Grundrechtseingriff selbst vermieden werden. Zudem
seien - anders als rm Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG - die eigentumsrechtlichen Kom-
pensationstatbestände auf der Sekundärebene angesiedelt. Die Kompensation im
Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG betreffe dagegen die Primärebene, die Verhinderung
der Grundrechtsbeeinträchtigung an sich.

Breiten Raum nimmt die sich anschließende dogmatische Einordnung der Kompen-
sat ion ein ($ 3,  S.  91 -  17?).  Dabei  geht  es dem Verfasser lnsbesondere um das Verhäl t -
nis von Kompensation und Abwägung. Lässt die Kompensation bereits den
Rechtsgüterkonflikt entfallen, so dass es einer Abwägung im Rahmen des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips gar nicht mehr bedarf? Oder ist sie Bestandtell der Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung? Der Verfasser näher1 sich dieser Fragestellung über sehr grund-
sätzliche Ausführungen zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (S. 92-742). als deren
Ergebnis er den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz als ein ,,formelles Konfliktlösungs-
prinzip" identifiziert, das ohne eigenen Wertgehatt ein rationales VerJahren der Ab-
wägung und Auflösung von Prinzipienkonflikten hefere. Auch die Kompensation ser
rein formale Argumentationsfigur ohne eigene Gerechtigkeitsqualität. TYotz der
strukturellen Ahnlichkeit - sowohl Verhältnismäßigkeitsprüfung als auch Kompen-
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sationsbetrachtung stellen formale Problemlösungsverfahren dar - begründet der

Verlasser überzeugend, dass die Kompensation eine eigenständige' nicht in die Ver-

hältnismäßigkeitspnifung integrierbare Argumentationsfrgur darstellt lnfolge der

Kompensatiän enifäUt der Recitsgüterkon{litt Damit ist sie der Abwägung im Rah-

*un äu, Verhältnismäßlgkeit vorlelagert und auch kein Element einer Zumutbar-

keitsprüfung. Für die VerhaltnisÄaßigkeitsprüfung bleibt nur insoweit Raum' als

kein vollständiger Ausgleich erreicht wird'

Nach diesen allgemeinen dogmatischen Ausführungen bettet der Verfasser die

Rechtsfigur der KÄpensation i die Prüfung des allgemeinen Gleichheitssatzes ein

iS +,  S i lg-z l9) .  Wiederum hol t  er  mi t  seiner Betrachtung zur Rechts idee der

G]eichhei tsowiederdogmengeschi .cht ] ichenDarstel }ungdesG]eichhei tsSatZeswei t
aus. TieI steigt der vertasserluch ln die Dogmatik der Feststellung und Rechtfer-

,igl-,.C uon Uigteichbehandlungen ein' Ausgehend von einet Kritlk an Wlllkürformel

, r id. , "" t ru,Formelentwickel te ie inen' ,e igenenAnsatz"(S 243-262) Stat tsch€ma-

t i s che rG ]e i chhe l t se iA r t . 3Abs ' lGGau f , ,wesen t l i cheG le i chhe i t , . ge r i ch te t 'Deu t .
ii.f. rpti.ft, er sich dabei dagegen aus, Gleichheit und Gerechtigkeit gleichzusetzen'

Die Frage der vergleichbark"eil sei nlcht anhand allgemeiner Gerechtigkeltsüberle-

gungen zu beantwofien, sondern anhand verfassungsrechtiicher Werlungen Auf der

äu"ütfu.tig1r.,gsebene hä1t der Verfasser den verhältntsmäßigkeitsgrundsatz für stets

anwendbar, so\i/eit es um die Abwägung zwischen der Verfolgung extetner Zwecke

und dem Gebot der Gleichbehandlung von n'esentlich Gleichem geht (s 273 - 2?B)'

Ohne der Dogmatik von Ar1. 3 GG wesentlich neue Erkenntnisse hinzugetügt zu

haben, ]ässt dei Verfasser den Leser an einer sehr gründlichen Bestimmung sernes

VerständnissesdeSa] lgemeinenGleichhei tssatzte i lhabenundschaff tdamrteinso] i .
desFundamentfürdiesichanschl ießendeeigent l icheAufgabenstel }ungderArbei t ,
d ieEntwicklungeinerDogmat ikgle ichhei tsrecht l icherKompensat ionsbetrachtun_
gen ($ 5, S. 281-328) Die irage, Ä di" Kotp"tsation bereits die Ungleichbehand-

iung äntfallen lässt, benennt Jer Verfasser als ein Problem des Garantregehalts von

Ar t , 3Abs '1GG(S .283 ) 'Fo rde r t de rG le i chhe i t ssa t z rech t l i cheode r ta t sdch l i che
Gleichbehandtung? Diese Frage ist, wie der Verfasser überzeugend herausarbeitet'

tief vemoben mit dem zugrunäeliegenden Gleichheits- und Staatsverständnis. Geht

es Art. 3 Abs. 1 GG um den Schutz gleichmlißlger Wahrnehmung von Freiheit (Chan-

cengleichheit), um die Herstellung Taktischer Gleichheit im Wege der Umver-teilung

drrlh d". modernen Sozialstaat (öleichverteilung) oder schlicht um die Vermeidung

vonUngleichbehandlungendurchdenGeSetzgebel(recht l icheGleichbehandlung).
D", moäe.ne Steuer- und Sozialstaat nimmt und gibt dem Bürger häufig mii gleicher

Hand. Je weiter man die Pflichten des Staates zur Nivellierung von unterschieden

zleht, desto mehr spricht für werlende Gesamtbetrachtungen Dem Versuch-' den

G]eichhei tssatzse]bst indenDienstdelUmverte i ]ungzustel len,er te i l tderVer lasser
dennoch und zu Recht eine Absage Ein Anspruch auf Herstellung tatsächlicher

Gieichheit sei nicht aus dem GieicüheLtssatz selbst abzuleiten, sondern vielmehr im

Sozialstaatsprinzip angesredelt (S 291 ff ) Hieraus ergibt sich die überzeugende

Schlussfolgerung,dassrecht l icheUngleichbehandlungenzurHerstel lungtatsäch-
} i che rG le l chhe i t n i ch tbe re i t sau fTa tbes tands_ , sonde rne rs tau fRech t f e r l i gungs -
ebene Berucksichtigung finden können Die Kompensation führ1 nicht per se zu einer

Gleichbehandlungwesent l ichgle icherSachverhal te. I ]asZielderHerstel lungfak-
tischer Gleichheit vermag abei die rechtliche ungleichbehandlung zu rechtfertigen

(s .  298 ) .

Etwas farblos bleiben die slch anschließenden Überlegungen zur zulässigkelt wer-

tender Gesamtbetrachtungen (S 298-303) Gesamtbetrachtungen selen - dem ist oh-
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ne  \ ve r l e r - s  zuzLLsL immpn  -  ge radezu  zu  i ngend .  wenn  meh re re  Ak te  e tnen  Zweck  ve r -
folgen, logisch zusammenhängen. Des Weiteren forderl der Verfasser, allerdings ohne
di.es näher zu konkretisieren, ein zeitiiches Moment, die verschiedenen Ungleichbe-
handlungen dürften ,,nicht abgeschlossen sein". Was man sich hierunter vorzustellen
hat, bleibt offen.

Die Arbeit schließt mit dem Bemühen um Konkretisierung der Voraussetzungen
zulässiger Kompensat ion im Rahmen von Art .  3 Abs.  1 GG (S.  303-329).  Gemessen
an den tiefgründigen Ausführungen zur allgemeinen Dogmatik von Verhältnismäßig-
keitsprinzip und Gleichheitssatz fällt die Analyse der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zur Kompensation im Rahmen von Art. 3 Abs. 1 GG bemerkens-
wer l  kurz aus (S.  304-309).  Im Ergebnis is t  dem Verfasser in seiner Kr i t ik  an der
Systemlosigkeit der Kompensationsrechtsprechung jedoch Recht zu geben. Obwohl
( l - 5  ßundvs lH r fass rngsge r i ch t  häu f i g  mr t  e rgebn i s re l evan l c r  W i r kung  Kompensa t i -
onsbetrachtungen anstellt, sind die Maßstäbe unklar Kurze Envähnung findet ferner
dic Re.chtsprechung des Europäischen Ger ichtshofs (S.  309 -  311).  Leider b le iben die
AusfrrhrunSlen zum Kohar"nzpr inzips.  rn dem der Vet . fasser ledlg l ich eine Ausfor-
mung des Kompensationsgedankens sieht, an der Oberfläche, obr,r'ohl gerade die neue
Figur der Vermeidung doppelter Vorteile vom Gerichtshoi effektvoll eingesetzt in
der richtungsweisenden Entscheidung in der Rechtssache Marks & Spencer - unter
dem Gesichtspunkt der Kompensation nähere Betrachtr.tng verdient hätte.

hn Rahmen seines eigenen Ansatzes (S.  319-329) wiederhol t  der Verfasser im We-
sentlichen die bererts L'ingangs der Arbeit ($ 2) dargeiegten Strukturüberlegungen.
Auch im Rahmen von Ar,r. 3 Abs. 1 GG sei zwischen Kompensationslage und Kom-
pensationszulässigkeit zu unterscheiden. Die Kompensationslage bestehe in der Un-
glerchbehandlung von rvesentlich Gleichem, ohne dass stch hrer Besonderheiten ge-
genüber der allgemeinen Feststellung einer Unglerchbehandlung ergäben. Aus der
punktuel len Wirkung vun Art .  3 Abs 1 GC fo lgen der Verfasser d ie Notwendigkei t
eines ,,inneren Funktionszusammenhangs" zwischen Belastung und Begunstigung.
Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit von Personen- und Sachverhaltsidentität. Fer-
ner müsse dre Kompensation Ausdruck einer bewussten und gewollten Systement-
scheidung des Gesetzgebers sein.  Sehr wei tgehend lst  d ie Folgerung. e ine Kompensa-
tion durch einen anderen Normgeber scheide schon deshalb aus, weil der andere
Normgeber die Regeiung jederzert ändern könne. Auch ein nachträgiiches Hinzutre-
1en des Kompensationsmitteis soll wegen mangelnder zeitlicher Identität keine zu-
lässige Kompensation begründen. Dies ist zumindest ab dem Zeltpunkt des Inkraft-
tretens der kompensierenden Begünstigung nicht zwingend, mag jedoch als Parallele
zur Junktimklausei des Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG seine Berechtigung haben.

Ohne  Zwe i f e i  1 räg t  d i e  A rbe i t  von  Ha l l e r  zu r  Dogma t i k  von  An .  3  Abs .  I  GG be i .
Der Verfasser bleibt nicht an der Oberfläche, sondern gibt sich viei Mühe, seine Er-
kenntnisse zur Rechtsfigur der Kompensation gründlich zu fundieren. In schnörkel-
loser, stets auf Präzision bedachter Sprache gelingt es ihm dabei, die verschiedenen
dogma t i schcn  S t räng "  immer  u i ede r  au f zug re i f en  und  zu :n  Sch luss  zusammenzu -
führen, so dass es sich durchaus lohnt, bei der Lektüre der sehr weit ausgreifenden
hinführenden Betrachtungen zu Verhältnismäßigkeitsprinzip und allgemeinem
Gleichheitssatz Geduld aufzubringen. Etwas zu kurz kommt dabei jedoch der eigent-
Lche Untersuchungsgegenstand der Kompensation im Rahmen von Ar1. 3 Abs. 1 GG.
Hier bleibt die Arbeit teilweise etwas blass. Insbesondere hätte man slch gewünscht,
dass zumlndest einzelne der zu Recht als unsystematisch kritisierten Judikate des
Bundesverfassungsgerichts anhand des von Haller entwickelten eigenen Ansatzes
exemplarisch durchgespielt werden. Auf drese Weise hätte sich der Leser ein besseres
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Brld davon machen können. inwtewei t  es aufgrund des von Hal ler  dargelegten Ansat-

zes zu Ergebnisverschiebungen kommt Es bleibt damrt abzuwarten' ob das Bundes-

verfassungsgericht in seiner Entscheidungspraxis auf den - in der Sache durchaus

,Uurr.rrg"'nä",t - Ansatz Hallers zurückgieifen wird Zu empfehlen ist die Lektüre

der Arbeit in jedem Fall 
Johanna Hey' KöIn

Hetg,  Fel ix ,Die schwetzer ischen Lanosgemeinden lhre staalsrecht l iche Ausgesl 'a l -

tung in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden' Appenzell Innerrhoden' Glarus' Nid-

walden und Obwalden (Zürcher Studien öffentlichen Recht' 1?5) Züridn 2001 '

Schulthess Juristische Medien 331 S'

Fetir HeLg arbeitet ln selner unter Betreuung von Tobias Jaag an der Univ€rsität

Zürich entstandenen Drsserlation erstmals die rechtlichen Grundlagen der Lands-

gemeinden im Wege erner vergleichenden Analyse,auf Dre Landsgemeinden in der
-S"f,."i, 

bilden eine viel beJchtete Eigentümlichkeit im schweizerischen Staats-

wesen .Dabe iVe l samme lns i chd ieS t immberech t i g t ene inesKan tons inde rRege l
einmal pro Jahr unter treiem Himmel, um durch offene Stimmabgabe Wahlen in die

kantonalen Behörden vorzunehmen und vor allem über alle relativ wichtigen Sach-

seschäfte inkantona]enAngelegenhei tenzubesch] ießen(S.51).DieAbst immunger-
;,ü';il ';;;"rr-ur"a".ir?u"i und in einem feierr.ichen Rahmen. Die Institution

J"iä.C"*"t"a" ist in den rui't"" r"i-ttt" großen Veränderungen ausgesetzt Lediglich

die Kantone Appenzell Innerrhoden und ölarus haben sie noch beibehalten' \ /ährend

s ie i ndenKan tonenAppenze l lAusse r rhoden (199? ) ,N idwa lden (1996 )undobwa l -
aen(fggS)abgeschaff twurde(S'24f f )  DerVerfasser le istete inenwer lvol ienBei t rag

zur rechtlichen Durcnarinlung der Landsgemeinden jenseits jeder volkskundlichen

n"tr""t t,rr-tg Es gelingt ihÄ dÄei in überzeugender Weise' die oft als archaisch emp-

fundene und nicht nrr im Rusland, sondernäuch in der Schweiz be1ächelte Lands-

g"-J"a"a"-o*ratie auf eine rechtlich fundiel1e Basis zu stellen

Die Überzeugungskraft der Arbeit dürfte ihren Ausgangspunkt bereits in der

Uberlegung finä".,-d"r, der Landsgemeinde kein institutioneller CharakterimS-inne

J""r gEt""a"tren BehÖrde neben Parlament und Regierung' sondern eine organrsa-

torische Natur, verstanden als staatsrechtliches Willensblldungsverfahren in ein-em

offenen Versammlungssystem, zugeschrieben wird (S 8 f ) Damit entzieht der Ver-

f asse rd i eD i skuss ionübe rd ie rech t l i cheZu }äss igke i t undd ie rech t spo l i t i s che
Wtinschbarkei te inerof toberf läch] ichenundvonemot iona]enAversionengegendre
Landsgemeinde geprägten Diskussion Er bereitet das Feld Iür die im Folgenden sehr

di f ferenzier lundnüchternamkonkretenEinzel fa l lVolgenommeneUnlersuchung,
die auch die tatsächlichen wirtschaftlichen und demographischen Verhäitnisse tn

ä"r, futf Landsgemeindekantonen der jüngeren Zeit nicht außer Acht lässt Berelts

hier werden markante faktische Unter'schiäe zwischen den Kantonen herausgestellt

(S. 1? tr.), die das Argument, eine Versammlungsdemokratie sei von vornherein nur in

kleinsten politischen llrnheiten mit homogener Bevölkerungsstruktur praktikabel'

entkräften.

Der Verfasser beschränkt seine Darstellung völ1ig zu Recht auf die rechtlichen Ent-

*.tir.tg"n in den betreffenden Kantonen tttt igOS (S 24 tr )' ein Zeitraum' in dem

deren Verfassungen nach und nach totat revidiert oder doch maßgeblich geändert

wurden. Er enthält sich darüber hinaus jeder hlstorischen Betrachtung' die schon

häufiger geleistet wurde, insbesondere im Zusammenhang mit der Erforschung der

Ursprünge der direktdemokratischen Institutionen in der Schweiz Ein großes Ver-
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dienst der Arbeit besteht darin, alle einschlägigen Rechtsvorschriften, dte ja infolge
der Abschaffung von drei Landsgemeinden kein geltendes Recht mehr darstellen, er-
mittelt sowie in Übersichten und Synopsen au{bereitet zu haben. Gleichzeitig erfolgt
eine rechtliche Systematisierung aller Normen in verschiedenen Kapitein nach Sach-
gesichtspunkten wie der Zuständigkeit der verschiedenen Landsgemeinden für Wah-
len, für die Rechtsetzung und für Verwaltungsgeschäfte sowie das Verfahren an der
jeweiligen Landsgemeinde. Dabei arbeitet der Verfasser interessante Unterschiecie
hinsichtlich der Normierungsdichte zwischen den Ostschweizer Kantonen einerseits
und den Innerschweizer Kantonen andererseits heraus (S. 45 f.). Uberhaupt besticht
die Dissertatron durch ihre in jedem Kapitel vorgenomrlenen differenzierten Würdi-
gungen. Nle neigt der Verfasser zu Ubefireibungen oder Abweftungen der traditio-
nellen Institution Landsgemeinde um ihrer selbst willen, stets erfolgt eine sorgfältige
Abwägung aller Vorzüge und Nachteile.

Der Verfasser setzt sich durchgängig mit den von der Rechtslehre mitunter gegen
dre Landsgemernde geltend gemachten Erwägungen auseinander. Ausführlich geht er
auf die Einwände, die sich auf die beschränkte Teilnahmemöglichkeit der Stimm-
berechtigten, auf die offen durchgeführten Wahlen und Abstimmungen sowie die Er-
gebnisermittlung durch Abschätzung beziehen, ein (S. B1 ff.). Durchgreifende recht-
liche Bedenken aus Gesichtspulkten des übergeordneten Rechts kann er daber voll-
ständig entkräften. Ar'c. 25 lit. b des Internationalen Pakts über bürger[che und poli-
tische Rechte (UNO-Pakt II), der geheime Wahlen verlangt, steht der Landsgemeincie
nicht entgegen, da dle Schweiz hier einen entsprechenden Vorbehalt angebracht hat
(S. 59 tr., 115 f.), Der ähnlich iautende Art. 3 des Ersten Zusatzprotokolls zur Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (ZP EMRK) wulde von der Schweiz brsher
nichr rat i f iz ier t  15.  63 f f . .  l l6  f . ) .  Schwerwiegender s ind die s ich aus An. 34 der
Schweizerischen Bundesverfassung (BV) ergebenden Einwände, wonach die politi-
schen Rechte gewährlelstet sind und die Garantie der politischen Rechte die freie
Willensbildung und die unverfälschte Stimmabgabe schützt. Insbesondere die natur-
gemäß mit vielen Unsicherheiten behaftete Ergebnisermittlung durch Abschätzung,
wie sie etwa im Kanton Glarus ohne die Möglichkeit einer exakten Auszählung
besteht, rst unter diesem Gesichtspunkt bedenklich. Der Verfasser stellt dabei in
Rechnung, dass die Wahl- und Abstimmungsfreiheit mit ihren einzelnen, in der
Rechtsprechung des Bundesgerichts entwickelten Eiementen bei Landsgemeinden
nicht vollumfänglich zur Anwendung kommen kann (S. 96). Dieses Kernproblem der
Versammlungsdemokratie überwindet er jedoch mit Hilfe von zwei zutreffenden Ar-
gumenten. Zum einen wendet er bezügiich Abstimmungen an der Urne und solchen
an der Landsgemeinde ein jeweils unterschiedliches Schutzniveau an (S. 121). Bezüg-
lich Abstimmungen an der Landsgemeinde soll ein reduziertes Schutzniveau gelten,
das den Besonderheiten des Versammlungssystems Rechnung trägt und diejenigen
Gesichtspunkte der Garantie der politischen Rechte ausklammed, die von vornherein
nicht mit einer versammlungsdemokratischen Wahrnehmung der politischen Rechte
vereinbar sind. Zum anderen sind die Landsgemeindekantone aber einem Optimie-
rungsgebot unterworfen, wonach sie das versammlungsdemokratische System stets
zu hinterfragen und das Potenzial einer Effektivierung der politischen Rechte aus-
zuloten haben (S. 123 tr.). Weiterführend sind in diesem Zusammenhang die Aus-
führungen zur Ergebnisernrittlung im Einzelnen (S. 201 tr.). Interessant ist die auf-
grund der Auswertung aller Stimmenverhältnisse bei Auszählungen getroffene Fest-
stellung, dass eine Abschätzung bei einem Unterschied zwischen Ja- und Nein-Stim-
men von 8,4 Prozent und kleiner nicht mehr die Ermittlung ei.nes zuverlässigen
Wahl- oder Abstimmungsresultats gewährleistet (S. 216 f .).

Wie lebendig die Tladition der Landsgemelnde auch heute noch ist, zeigt die Tatsa-
che, dass die Feststellung des Verfassers, wonach ,,von der in einigen Landsgemein-
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